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Kapitel 1

Einleitung

„Nicht was der Zeit widersteht, ist dauerhaft,
sondern was sich klugerweise mit ihr ändert.“

Unbekannter Autor

A. Anlass der Untersuchung

Mit dem Wandel gesellschaftlicher Strukturen müssen sich auch Recht und
Gesetz den aktuellen Gegebenheiten und Lebenswirklichkeiten anpassen, da nur
auf diese Weise eine entstehende Kluft verhindert und damit die Funktions- und
Handlungsfähigkeit des Rechts bewahrt werden kann. Der Schweizer Jurist Heinz
Hausheer formulierte einmal zutreffend, dass es „zur dauernden Aufgabe des
Gesetzgebers gehöre, das geltende Recht auf seine Auswirkungen hin zu über-
prüfen.“1

Es mag daher erstaunen, dass das deutsche und schweizerische Erbrecht von
größeren Gesetzesänderungen weitestgehend unberührt geblieben sind. Dies lässt
sich zum einen dadurch erklären, dass die jeweiligen Erbrechtsordnungen als
kompromissfreudige, klar strukturierte und flexible Regelungswerke ausgestaltet
worden sind, deren Konzeption meistens nur in Teilbereichen, jedoch nicht im
Gesamten, Kritik2 und demzufolge auch Neuerungen erfahren hat.3 Zum anderen
stehen Themen wie der Tod und dessen rechtliche Folgen traditionell nicht im
Mittelpunkt gesellschaftlicher und politischer Diskussionen.4 Daher weist auch

1 Hausheer, Zur Revision des Ehe- und Ehegüterrechts, BJM 1977, 217.
2 Zur allgemeinen Kritik am Entwurf des 5. Buches des BGB vgl. Staudinger/Honsell, Einl.

zum BGB Rn. 80; Palandt/Sprau, Einleitung Rn. 5, 14.
3 Zum deutschen Erbrecht Staudinger/Otte, Einl. zum Erbrecht Rn. 28; Olzen, Erbrecht,

Rn. 31; zum Schweizer ErbrechtWolff, Pflichtteilsrecht – Forced Heirship – Familiy Provision,
S. 69, 70;Druey, Grundriss des Erbrechts, § 2 Rn. 12;Wolf, ZBJV 143 (2007), 301 ff.; Eitel, in:
Breitschmid/Ansay (Hrsg.), 100 Jahre Schweizerisches ZGB, 80 Jahre Türkisches ZGB,
S. 154, 155.

4 Breitschmid, RabelsZ 72 (2008), 686, 711; Druey, Grundriss des Erbrechts, § 2 Rn. 11.



kaum ein anderes Rechtsgebiet eine derart hohe Beständigkeit auf und ist seit seinem
Bestehen ohne größere Reformen ausgekommen.5

Allerdings ist in den vergangenen Jahren der Ruf nach grundlegenden und
richtungsweisenden Veränderungen des Erbrechts zunehmend lauter geworden.6Der
nunmehr für notwendig gehaltene Handlungsbedarf, erbrechtliche Vorschriften zu
reformieren, ist vor allem darauf zurückzuführen, dass sich in den vergangenen
Jahrzehnten die Sozialstrukturen und familiären Verhältnisse im westeuropäischen
Raum – insbesondere auch in Deutschland und der Schweiz – stark verändert haben.
Sowohl das deutsche als auch das schweizerische Erbrecht sind zu Beginn des
20. Jahrhunderts entstanden und damit bereits über 100 Jahre alt. Die Erbrechts-
ordnungen beider Länder sind somit von den damaligen gesellschaftlichen und so-
zialökonomischen Strukturen geprägt.

Seither haben sich das Bild der Familie, der Ehe und die damit einhergehenden
Wertvorstellungen wesentlich gewandelt. Kennzeichnend für die heutige Famili-
enlandschaft ist ihre Vielfalt an neuen und modernen Familienformen. Eine dieser
immer häufiger anzutreffenden Formen des Zusammenlebens ist die nichteheliche
Lebensgemeinschaft [vgl. hierzu Kap. 2, C., II., 1., a), aa)], die in unterschiedlichster
Gestalt – etwa als Patchwork-Familie oder als nacheheliche Lebenspartnerschaft7 –
in Erscheinung tritt.8 Trotz der sich verändernden Familien- und Sozialverhältnisse
tragen aber weder das deutsche noch das schweizerische Erbrecht dieser Entwick-
lung bisher ausreichend Rechnung.

Im Gegensatz zu Deutschland befasst sich die Schweiz jedoch aktuell mit der
Modernisierung des Erbrechts. Anstoß für das geplante Reformvorhaben gab die am
17.06.2010 durch den Politiker Felix Gutzwiller eingereichte Motion9 „Für ein
zeitgemässes Erbrecht“.10 Nach dem Leitgedanken der Motion soll das mehr als
einhundert Jahre alte Erbrecht an die „heutigen demographischen und sozialen

5 Palandt/Sprau, Einleitung Rn. 14; Strätz, DNotZ 2001, 452; Breitschmid, RabelsZ 72
(2008), 686, 711; Wolf, ZBJV 143 (2007), 301 ff.; Cottier, successio Sonderheft (2014),
29 f.

6 Vgl. unter anderem Beckert, in: Röthel (Hrsg.), Reformfragen des Pflichtteilsrechts, S. 1,
19; Rüdebusch, Vorschlag für eine Reform, S. 25; Stadler, Das Versorgungselement im ge-
setzlichen Pflichtteilsrecht, S. 27 ff.; Pulver, Unverheiratete Paare, S. 172 ff., 193 ff.; Serozan,
successio 1 (2014), 4 ff.; Breitschmid, successio 3 (2009), 276, 295 ff.;Wolf, ZBJV 143 (2007),
301, 314, der im Ergebnis eine Teilrevision des Erbrechts befürwortet.

7 Bei einer nachehelichen Lebenspartnerschaft handelt es sich um eine Partnerschaft, bei
der wenigstens einer der Partner zuvor mit einem anderen verheiratet war.

8 Cottier, successio Sonderheft (2014), 29, 38 f.
9 Bei einer Motion handelt es sich um einen parlamentarischen Vorstoß, der die schwei-

zerische Regierung beauftragt, auf eidgenössischer, kantonaler oder kommunaler Ebene ge-
setzgeberisch tätig zu werden.

10 Motion Gutzwiller (10.3524), Für ein zeitgemässes Erbrecht, Amtl. Bull. 2010 SR 871,
eingereicht am 17.06.2010.
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Realitäten“ angepasst werden.11Dazu fordert derMotionärGutzwiller unter anderem
eine liberalere und flexiblere Pflichtteilsregelung. Auf Seiten der Erblassenden
bestehe das verstärkte Interesse, denNachlass nach eigenemGutdünken zu verteilen,
d.h. ohne übermäßig starke Pflichtteilsbindung, insbesondere auch um solchen
Beziehungsverhältnissen, die keinem familienrechtlichen Status angehören, eine
größere Erbbeteiligung einräumen zu können [vgl. Kap. 2, C., III., 3., c)]. Insoweit
sollen gerade nichteheliche Lebenspartner „eine im Vergleich zu den verheirateten
sowie den eingetragenen gleichgeschlechtlichen Partnern faire, d.h. gleichwertige
Behandlung erfahren“.12

DieMotion „Gutzwiller“ ist in den zuständigen Rechtsetzungsorganen (National-
und Ständerat) größtenteils auf Zustimmung gestoßen, wurde allerdings dahinge-
hend modifiziert, dass eine völlige Gleichstellung nichtehelicher und ehelicher
Lebenspartner nicht angestrebt werden darf.13 Außerdem soll der Kerngehalt des
Erbrechts unangetastet bleiben und die Familie als institutionelle Konstante wei-
terhin geschützt werden.14 Unter diesen einschränkenden Vorgaben ist dem
schweizerischen Bundesrat schließlich die Aufgabe übertragen worden, das ge-
setzliche Erb- und Pflichtteilsrecht zu modernisieren und dabei die erbrechtliche
Stellung unverheirateter Paare zu stärken.

Die vorberatende Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats führt dabei in
ihrem Bericht zur Motion „Gutzwiller“ aus, dass der „Revisionsentwurf […] von
grosser Tragweite sein wird und verschiedene weitere Regelwerkewie das Eherecht,
die Bestimmungen über die Unterhaltspflicht in der Familie, […] tangieren wird“15.
In entsprechender Weise kommentiert auch der schweizerische Bundesrat das Re-
formvorhaben, der in seiner Stellungnahme darauf aufmerksam macht, dass der
Vorschlag „von rechtspolitischer Tragweite“ sein und „eine vertiefte Reflexion über

11 Motion Gutzwiller (10.3524), Für ein zeitgemässes Erbrecht, Amtl. Bull. 2010 SR 871,
eingereicht am 17.06.2010.

12 Motion Gutzwiller (10.3524), Für ein zeitgemässes Erbrecht, Amtl. Bull. 2010 SR 871,
eingereicht am 17.06.2010.

13 Während der Ständerat am 23.09.2010 der Motion „Gutzwiller“ ohne Einschränkungen
zugestimmt hatte, nahm der Nationalrat die Motion am 02.03.2011 nur unter der einschrän-
kenden Maßgabe an, dass ausschließlich eine erbrechtliche Besserstellung, jedoch keine
Gleichstellung unverheirateter und verheirateter Paare in Frage kommen dürfe. Am07.06.2011
stimmte der Ständerat der durch den Nationalrat abgeänderten Motion zu, vgl. Bericht der
Kommission für Rechtsfragen des Ständerats vom 31.03.2011 zur Motion Gutzwiller
(10.3524), Für ein zeitgemässes Erbrecht, S. 3; zum Verfahrensverlauf: Protokoll der Stän-
deratssitzung vom 23.09.2010 zur Motion Gutzwiller (10.3524), Für ein zeitgemässes Erb-
recht, Amtl. Bull. 2010 SR 871 ff.; Protokoll der Nationalratssitzung vom 02.03.2011 zur
Motion Gutzwiller (10.3524), Für ein zeitgemässes Erbrecht, Amtl. Bull. 2011 NR 107 ff.;
Protokoll der Ständeratssitzung vom 07.06.2011 zur Motion Gutzwiller (10.3524), Für ein
zeitgemässes Erbrecht, Amtl. Bull. 2011 SR 488 ff.

14 Bericht der Kommission für Rechtsfragen des Ständerats vom 31.03.2011 zur Motion
Gutzwiller (10.3524), Für ein zeitgemässes Erbrecht, S. 3.

15 Bericht der Kommission für Rechtsfragen des Nationalsrats vom 05.11.2010 zur Motion
Gutzwiller (10.3524), Für ein zeitgemässes Erbrecht, S. 3.
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